
Aufrechnungsverbot 
bei Umzugsschäden 

Das Amtsgericht Hamburg Altona hat mit Urteil vom 4. Oktober über einen 

Rechtsstreit hinsichtlich ausstehender Frachten gegen den Beklagten ent­

schieden. limm Steck erklärt die Details des Urteils. 

1 a der Entscheidung des Amtsgerichts
(Az.: 715 C 20/60) ging es unter 

anderem um die Frage, ob das Aufrech­
nungsverhor in Ziffer S! der flJlge:neincn 
Gesd1äfrsbedingungen seitens der Kläge­
rin gemäß § 305c Abs. 1 BGB unwirk­
sam sei. 

Der Enrscheidung lag folgender Sach­
verhalt zugrunde: Der Beklagte beauf­
tragte die Klägerin durch Vertrag vom 
15.12.2014 mit der Durchführung eines 
Umzugs nach Berlin. Vom zunächst du.rd1 
die Klägerin im Lastschriftverfallren voll­
ständig eingewgenen Rechnungsgesamr­
becrag in Höhe von 4.175, 12 Eurn lieg 
der Beklagte am 25.02.2015 einen Teil 
in Höhe von 875,12 Euro per Rücklast­
schrifi: zurückbuchen. Dadurch encsra.n­
den Bankkosten in Höhe von 4,45 Ew-o. 
Der Beklagte machte Schadensersattan­
sp rüche geltend. Die scbadenssachbe­
arbeicen<le Stelle zahlte daraufhin einen 
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Betrag in Höhe von 179,80 Euro an den 
Beklagten aus. 

Die Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen der Klägerir, t:utliahen unter Ziffer 
8 die Klausel: ,,Gegen Ansprüche des 
Möbelspediteurs ist eine Aufrechnung 
nur mit fälligen Gegenansprüchen zuläs­
sig, die unbestritten oder rechtskräftig 
fesrgesrellt sind." 

Die Klägerin beantragte, den Beklag­
ten zu verurteilen, an die Klägerin 879,57 
Euro zuzüglich Zinsen auf 875, 12 Euro 
in Höhe von fünf Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz sowie vorgerichtliche 
Kosten zu zahlen. Der Beklagte beantrag­
te, die Klage:: abzuweisen. Unter Hinweis, 
er habe mit mehreren Schadensersatzan­
sprüchen aus dem streitgegenständlichen 
Umzugsauftrag gegen die Klägerin aufge­
rechnet. Der zur Schadensregulierung 
erhaltene Betrag in Höhe von 179,80 
Euro sei ausschließlich im Hinblick auf 

die abhanden gekommenen Rosenstöcke 
samt Behältnis gezahlt worden und decke:: 
den übrigen entstandenen Schaden nicht 
ab. Die Klägerin ist der Ansicht, gemäß 
Ziffer 8 ihrer Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen sei die Aufrechnung mit den 
beklagcenseirs behaupteten Ansprüchen 
vertraglich ausgeschlossen. Der Beklag­
te habe die Ansprüche ferner nicht der 
Höhe nach vollständig und substantiiert 
dargelegt. 

Nach § 45lf HGB seien etwaige 
Ansprüche ohnehin erloschen, da die 
Schäden nicht binnen gesetzlicher Fris, 
vom Beklagten anzeigt worden wären. 
Nach§ 451d Absatz l Nr. 6 HGB sei 
zudem die Haftung für lebende Pflanzen 
ausgeschlossen gewesen. 

Der Beklagte meint, auf das Aufrcch­
nungsverbot in Ziffer 8 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen könne sich die 
Klägerin nicht berufen, da die Klausel 
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gemäß § 305c Abs. 1 BGB unwirksam

sei. 
Weder die verkürzten Anzeigefristen 

noch der Haftungsausschluss nach § 451 
d HGB seien anwendbar, da die Klägerin 
nicht gemäß § 451g HGB wirksam auf 
diese hingewiesen habe. 

Das Gericht entschied, dass der 
Beklagte gemäß§§ 451,407 Abs. 2 HGB 
den Restbetrag der vertraglich vereinbar­
ten Vergütung sowie nach §§ 280 Abs. 
1, 241 Abs. 1 S. 1 BGB Ersatz für die 
aufgrund unberechtigter Rücklastschrift 
entstandenen Kosten schuldet. 

Der Klägerin stehe aus wirksamem 
Umzugsvertrag ein Vergütungsanspruch 
in Höhe von 4.175,12 Euro zu, der 
bislang lediglich in Höhe von 3.300 Euro 
durch Erfü!Jung erloschen ist. Ein Erlö­
schen durch Aufrechnung mit Gegen­
ansprüchen des Beklagten gemäß § 389 
BGB sei nicht eingetreten. 

Die Aufrechnung mit den geltend 
gemachten Schadensersatzansprüchen sie 
nach Ziffer 8 der Allgemeinen Geschäfts­
bedingungen der Klägerin ausgeschlossen. 

Die fragliche Klausel stellt eine Allge­
meine Geschäftsbedingung dar, die der 
Kontrolle nach §§ 305ff. BGB unterwor­
fen sei, da es sich um eine von der Kläge­
rin gestellte, für eine V ielzahl von Verträ­
gen vor formulierre Vertragsbedingung 
handelt. Die Klausel sei wirksam in den 
Umzugsvertrag einbezogen worden und 
benachteilige den Beklagten nicht unan­
gemessen. 

Die Klägerin habe bei Vertragsschluss 
auf ihre Allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen hingewiesen und ihre Kenntnis­
nahme wäre Hir den Beklagten möglich 
und zumutbar gewesen, da sie sich auf 
der Rückseite des Veccragstexres befan­
den. Ziffer 8 sei auch nicht überraschend 
im Sinne des § 305 Absatz 1 BGB. Die 
Bestimmung, dass die Aufrechnung mit 
mderen, als unbestriccenen rechtskräftig 
oder fesrgescellrcn Forderungen ausge­
schlos.�en sein soll, ist nicht so 11nge.­
wöhnlich, dass der Beklagte mic ihr nicht 
zu rechnen brauchte. Umzugsverträ­
ge enthalten üblicherweise eine entspre­
chende Beschränkw1g dc1· Aufrechnung. 

Die Klausel sei auch nichL bereics 
gemäß 309 Nr. 3 BGB unwirksam, 
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denn durch diese Bestimmung in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Klägerin wird dem Beklagten nicht die 
Befugnis genommen, mit einer unbe­
strittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderung aufzurechnen. 

Die Regelung benachteilige den 
Beklagten auch nich.t entgegen den 
Geboten von Treu und Glauben unange­
messen, § 307 BGB. 

Das Amtsgericht Hamburg-Wands­
bek entschied - unter Verweis auf das 
Urteil des BGH (NJW 2011, 1729), 
dass - anders als bei Werk-, Werl<liefe­
rungs- und Kaufverträgen, bei denen 
die Mängelbeseitigungsansprüche des 
Bestellers be-dehungsweise Käufers gegen 
seinen Vertragspartner im Synallagma zur 
Werklohn- beziehungsweise Kaufpreis­
zahlung stehen - beim Umzugsvertrag 
keine unangemessene Benachteiligung in 
der Beschrär:tkung der Aufrechnung liegt. 

Beim Umzugsvertrag stehe dem 
Absender dagegen kein Leistungsverwei­
gerungsrecht nach § 320 BGB, sondern 
ein Schadensersatzanspruch nach § 425 
HGB zu, wenn Umzugsgüter bei der 
Beförderung beschädigt würden. Der 
Vergütungsanspruch ist trotz Beschä­
digung vollumfanglich durchsetzbar. 
Der Umzugsvercrag sei ein Sonderfall 
des Frachtvertrages, da er ausschließ­
lich Beförderung von Umzugsgut zum 
Gegenstand hat. Prägendes Element sei 
wie bei dem Frachtvertrag nach §§ 407 ff. 
HGB die geschuld1.:tt: Omveränderung. 
Nach§ 451 a HGB gehöre zu den Pflich­
ten des Frachtführers auch das Ab- und 
Aufhauen der Möbel, das Ver- und Entla­
den des Gutes sowie die Ausführungen 
sonstiger auf den Umzug bezogener Leis­
tungen, wie die Versicherung und Verpa­
ckung des Gutes. Neben der Pflicht zur 
Beförderung stehen die Obhutspflicht, 
die Ablieferungspfl.icht sowie die Pfl.icht 
zur Befolgung von Weisungen in einem 
echten Austauschverhältnis mit der 
Vergii ru ngspflicht. 

Komme es zu Güterschäden und 
Leistungsstörungen bei der Durchfüh­
rung dieser sonstigen umzugsbezogenen 
Arbeiten, so zum Beispiel bei der Durch­
führung von Montagearbeiten oder einfa­
chen Installationen, so richte sich die 

Recht 

Haftung des Frachtführers nur nach §§ 
425 ff. HGB und nicht etwa nach Werk­
vertragsrecht. 

Darauf, ob die Mitarbeiter der Kläge­
rin leichtfertig gehandelt haben und ob 
der Beklagte die Schadensanzeigefris­
ten gewahrt habe, komme es vorliegend 
daher nicht an. 

Die vom Beklagten veranlasste Rück­
lastschrift sei pflichtwidrig und habe der 
Beklagte daher den dadurch entstande­
nen Schaden in Höhe von 4,45 Euro zu 
vertreten, da er den Aufrechnungsaus­
schluss bei Beachtung gebotener Sorgfalt 
härte erkennen müssen. 
TlmmSteck 

Zur Person 

Timm Steck ist Schadenbearbeiter in der 
auf Transport- und Versicherungsrecht spe­

zialierten Kanzlei Grimme & Partner in Ham­

burg (www.grimme-partner.com, Tel.: 040 
32578770). die im Drei-Monats-Takt auch 

einen ausführlichen Rechts-Newsletter ver­
sendet. Timm Steck war von 2000 bis 2002 

Leiter bei der Versicherungsabteilung von 
ABX Logistics und von 2004 bis 2014 Spezi­

alist für Verkehrshaftung/Transportversiche­
rung bei Oskar Schunck in Hamburg. Grim­

me & Partner bearbeitet seit 1984 jedwede 

Art von Transportschäden. Zu den Klientel 
zählten Versicherer, Assecuradeure, Versi­
cherungsmakler, Umzugsunternehmen und 
Spediteure, Frachtführer und (in Ausnahmen) 
auch von einem Transportschaden betroffe­
ne Personen. 
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